BGH, StV 1984, 511 
StGB § 263; StPO § 267

Betrug bei Warenbestellung durch Großhändler 

1. Ein Irrtum eines Lieferanten von Waren an einen Großhändler über dessen Zahlungsfähigkeit bei Vertragsschluß bedarf besonderer Feststellungen, weil es einer weit verbreiteten Übung im Geschäftsleben entspricht, daß ein Großhändler seine Lieferanten erst aus dem Weiterverkaufserlös der von diesem bezogenen Waren bezahlt und hiervon in der Regel der Lieferant auch ausgeht.
2. Ein bestehendes Vertrauensverhältnis, das zu einer Offenbarung der wirtschaftlichen Verhältnisse eines Bestellers von Waren verpflichtet, kann nicht schon allein daraus hergeleitet werden, daß mit einem Lieferanten wiederholt Kaufverträge geschlossen worden sind.
3. Wer sich durch Eingehung einer Wechselverpflichtung oder durch Hingabe eines Schecks eine vermögenswerte Leistung verschafft und weiß, daß Wechsel oder Scheck im Zeitpunkt der Vorlage nicht eingelöst werden, begeht einen Betrug. Dies setzt jedoch voraus, daß bei Eingehung der Wechselverpflichtung oder Hingabe des Schecks eine Kenntnis des Täters davon, daß bei Fälligkeit keine Zahlung erfolgen werde, in den Urteilsgründen festgestellt wird.
BGH, Beschluß vom 10.4.1984   - 4 StR 180/84 - LG Saarbrücken

Parallelfundstelle:   wistra 1984, 223
1984     Heft: 12     Seite: 512
Tatbestand:

Das LG verurteilte den Angekl. wegen Betruges zu einer Freiheitsstrafe von 4 J. und 6 M. Die Revision des Angekl. führte zur Urteilsauthebung.1984sr
Aus den Gründen:
1. Der Angekl. bestellte zusammen mit seiner mitangeklagten Ehefrau als Geschäftsführer des von ihr betreuten Schuheinzelhandelsgeschäftes in S. in der Zeit von Mai bis September 1980 bei fünf Schuhfabrikanten in Italien Ware im Gesamtwert von mehreren hundert Millionen Lire. Die Lieferung der Ware erfolgte gegen Wechselakzepte oder Schecks; die Wechsel waren stets erst zwei bis drei Monate nach Ausstellung fällig, die Schecks wurden vordatiert. Die Angekl. wollten damit »zum Zwecke des Großhandels die Wareneinkäufe der bisherigen Einzelhandelsfirma der Angekl. W. auf em Vielfaches steigern«. Sämtliche ausgestellten Wechsel wurden mangels Zahlung protestiert; die Schecks wurden nur zum Teil eingelöst.1984sr
Nachdem die Mitangekl. durch notarielle Urkunde vom 13. 12. 1980 gegenüber drei der fünf Firmen anerkannt hatte, jeweils bestimmte Beträge zu schulden, bewog der Angekl. Anfang 1981 einen der Schuhlieferanten, G., der sowohl eine Einzelhandelsfirma als auch die Firma E. betrieb, zwei weitere Lieferungen zu erbringen. G. hatte sich hierzu »nur bewegen lassen. weil er hoffte. die Firma (der Angekl.) dadurch in die Lage zu versetzen, seine alten Forderungen entsprechend der notariellen Schuldurkunde zu bezahlen«. Von den für diese Lieferungen gegebenen Schecks wurde nur einer eingelöst.
Schließlich bestellten die Angekl. noch bei der Firma W., »von der sie schon jahrelang Ware bezogen und bisher mit branchenüblichem Verzug immer bezahlt hatten«. im September 1980 und Februar 1981 Waren im Gesamtwert von DM 99. 740. 74. Ein weiterer im März 1981 erteilter Auftrag wurde u. a. deswegen nicht mehr ausgeführt, weil ein vordatierter Scheck nicht eingelöst worden war. Auch die Firma W. erlitt einen erheblichen Schaden.

Das LG hatte einen – fortgesetzt und gemeinschaftlich begangenen – Betrug angenommen. (wird ausgeführt)

Zu den Vorstellungen der Angekl. bemerkt das LG: »Die Angekl. wußten, als sie bei den Firmen L., F., E., L. und N. in nachbezeichneter Weise zum Weiterverkauf als Großhändler einkauften, daß sie nicht bei Fälligkeit in der Lage sein würden, die Ware zu bezahlen, sondern allenfalls aus dem Weiterverkaufserlös der jeweiligen Ware. Schon bei ihrem Entschluß zum Großhandel nahmen sie dies für alle ihre Lieferanten, also auch für die Firmen L. und W., zumindest billigend in Kauf. Sie wußten auch ein für allemal im voraus, daß der Erlös aus dem Großhandel nicht ausreichen werde, sowohl die jeweiligen Lieferantenschulden aus dem Großhandel wie auch die anderweitigen, älteren, teilweise schon vollstreckbar titulierten Schulden aus dem Einzelhandelsgeschäft zu bezahlen. Dies offenbarten sie den Lieferanten nicht; dabei gingen sie von der zutreffenden Annahme aus, daß die Lieferanten sie für zahlungsfähig hielten; sie erklärten den Lieferanten bei Abschluß der Käufe insbesondere auch nicht daß sie erst aus dem Erlös der gekauften Waren diese würden bezahlen können; auch dies alles entsprach ihrem ein für allemal gefaßten Entschluß«. über die Vorstellungen der Vertragspartner bei Abschluß der Verträge wird in den Urteilsgründen nichts ausgeführt.

2. Diese Feststellungen reichen zu einer Verurteilung des Angekl. wegen Betrugs nicht aus. Das Urteil legt nämlich weder dar, worin die durch eine Täuschungshandlung des Angekl. und seiner Mittäterin bewirkte Irrtumserregung der Lieferanten liegt, noch erörtert es, ob die diese schädigenden Lieferungen auf der Täuschungshandlung beruhten, noch ergibt sich aus ihm die Absicht des Angekl. und seiner Mittäterin, sich oder einem Dritten durch die auf Grund der Täuschung erzielte Vermögensverfügung einen rechtswidrigen Vermögensvorteil zu verschaffen.

a) Auf der Grundlage der Feststellungen des LG zu den Vorstellungen des Angekl. und seiner Mittäterin käme ein Betrug nur in Betracht, wenn die Lieferanten Wert darauf gelegt hätten, daß die Besteller bei Vertragsschluß in der Lage waren, die Waren zu bezahlen, daß sie hierfür also den Verkaufserlös nicht benötigten und daß die Lieferanten nur unter dieser Bedingung die Lieferungen zugesagt hätten. Hierzu hat das LG jedoch keine Feststellungen getroffen. Daß die Lieferanten von dieser Annahme ausgingen, erscheint aber auch äußerst unwahrscheinlich: Dagegen spricht schon, daß die Fälligkeitsdaten der Wechsel hinausgeschoben und die Schecks vordatiert wurden. Zudem stellt das LG selbst an anderer Stelle fest, daß es »branchenüblich sei«, mit Verzug zu bezahlen. Im übrigen entspricht es einer weiterbeiteten Übung im Geschäftsleben, daß ein Großhändler seine Lieferanten erst aus dem Weiterverkaufserlös der von diesen bezogenen Waren bezahlt; hiervon wird in der Regel auch der Lieferant ausgehen.

b) Zu einer Offenbarung seiner wirtschaftlichen Verhältnisse – insbesondere seiner Zahlungsunfähigkeit – ist im übrigen bei Abschluß eines Vertrages niemand ohne weiteres verpflichtet (BGH GA 1965, 208; bei Dallinger MDR 1968, 202). Anders ist es, wenn Umstände vorliegen, die – vom Schuldner erkannt – den Gläubiger, der bei ungesicherter Kreditgewährung immer ein gewisses Risiko eingeht, in Sicherheit wiegen (BGH bei Herlan MDR 1955, 528). Solche Umstände sind den Feststellungen des angefochtenen Urteils jedoch nicht zu entnehmen. Eine Offenbarungspflicht für Tatsachen, die Zweifel an der künftigen Zahlungsfähigkeit des Schuldners begründen, besteht allerdings bei der Anbahnung besonderer Verbindungen, die auf einem gegenseitigen Vertrauensverhältnis beruhen (BGH GA 1967, 64), und bei bereits bestehenden Vertrauensverhältnissen (BGHSt 6, 198). Ein solches Vertrauensverhältnis kann aber nicht schon allein daraus hergeleitet werden, daß mit einem Lieferanten wiederholt Kaufverträge geschlossen worden sind, es ist erst recht nicht beim erstmaligen Abschluß eines Vertrages anzunehmen. Anders wäre es nur, wenn – wie möglicherweise bei der Firma W. – eine langjährige Geschäftsbeziehung und die korrekte Abwicklung der in ihrem Verlauf geschlossenen Verträge dem Lieferanten die dem Angekl. bewußte Überzeugung vermittelt hätten, eine Überprüfung der Kreditfähigkeit erübrige sich (BGH, Beschl. v. 4. 9. 1979 – 3 StR 242/79, bei Holtz MDR 1980, 106).

c) Nun haben der Angekl. bzw. seine Mittäterin zwar jeweils Wechselakzepte oder (vordatierte) Schecks begeben, die zu Protest gingen bzw. zum Teil nicht eingelöst wurden. In der Hingabe dieser Wertpapiere könnte ein Betrug gefunden werden; denn Betrug begeht auch, wer sich durch Eingehung einer Wechselverpflichtung oder durch Hingabe eines Schecks eine vermögenswerte Leistung verschafft und weiß, daß Wechsel oder Scheck im Zeitpunkt der Vorlage nicht eingelöst werden (BGHSt 3, 69, 71; Lackner in LK, 10. A. § 263 Rdnr. 44; Schönke/Schroeder-Cramer, 21. A. § 263 Rdnr. 29). Wenn ein Kaufmann Waren auf Kredit bestellt und dabei ein kurzes Zahlungsziel vereinbart, behauptet er nämlich in der Regel auch ohne ausdrückliche Erklärung, daß er willens sei und sich nach seiner gegenwärtigen wirtschaftlichen Lage und ihrer voraussichtlichen, von ihm auch tatsächlich überschauten Entwicklung für fähig halte, die Zahlungsfrist einzuhalten oder jedenfalls nicht länger zu überschreiten, als in dieser Geschäftsverbindung oder in diese Branche üblicherweise hingenommen wird. Wenn er entgegen dieser Behauptung nicht an seine künftige Leistungsfähigkeit glaubt, vielmehr ernstliche Zweifel hat, ob er die eingegangene Verpflichtung werde erfüllen können, spiegelt er vorsätzlich eine falsche (innere) Tatsache vor (BGH, Urt. v. 25. 11. 1980 – 5 StR 356/80 [= NJW 1981, 354]). Es ist jedoch erforderlich, daß bei Eingehung der Wechselverpflichtung oder Hingabe des Schecks eine solche Kenntnis des Täters davon, daß bei Fälligkeit keine Zahlung erfolgen werde, festgestellt wird (BGH, Urt. v. 17. 5. 1982 – 2 StR 136/82, bei Holtz MDR 1982, 811). Ob hier der Angekl. dies jeweils wußte oder zumindest damit rechnete und dies billigte, läßt sich aus den Urteilsgründen nicht entnehmen. Dafür könnte die Höhe der eingegangenen Verpflichtungen, dagegen die Tatsache sprechen, daß ein Teil der Schecks eingelöst wurde.

d) Besonderen rechtlichen Bedenken begegnet die Annahme eines Betruges hinsichtlich der nach der Besprechung vom 18. 12. 1980 bei der Firma G./E. getätigten Bestellungen. Da G. nunmehr die schlechte Vermögenslage der Firma bekannt war und er gleichwohl erneut Leistungen erbrachte, ist nicht ersichtlich, durch welche Täuschungshandlung des Angekl. oder seiner Mittäterin hier G. zu einer ihn schädigenden Vermögensverfügung veranlaßt worden sein soll.


Mitgeteilt von RA Alexander Keller, Heidelberg. 
Formularbeginn

[image: image1.wmf]

0


Formularende

	

Zeitschrift StV 1981 - November 2008/ 1984/ Dezember/ Rechtsprechung/511 - Strafrecht - BGH, Beschluß vom 10. 4. 1984 - 4 StR 180/84 - 
(© Wolters Kluwer Deutschland GmbH)


-----------------------------------
BGH, StV 1995, 255
StGB § 263

Voraussetzungen eines Vermögensnachteils bei Betrug 

Ein Betrugsschaden liegt nicht vor, wenn ein unter Irrtumserregung zustandegekommener Vertrag den Verkäufer einer Ware nur zur Lieferung Zug um Zug gegen Barzahlung verpflichtet. Ein durch die Nichtdurchführung des Vertrages entstehender Vermögensnachteil ist kein Vermögensschaden, weil es insoweit an der erforderlichen Stoffgleichheit zwischen Schaden und angestrebtem Vermögensvorteil fehlt.
BGH, Beschluß vom 9.12.1994   - 3 StR 433/94 - LG Osnabrück
Aus den Gründen:

In seiner Antragsschrift hat der GBA ausgeführt: »Die zu den Fällen II 2 und 17 der Urteilsgründe getroffenen Feststellungen tragen eine Verurteilung wegen vollendeten Betrugs nicht, weil ein Betrugsschaden i. S. d. § 263 StGB nicht festgestellt ist. Ein solcher kann hier nicht bereits in den jeweiligen Vertragsabschlüssen gesehen werden, weil die Verkäufer ersichtlich nur zur Lieferung Zug um Zug gegen Barzahlung verpflichtet waren (vgl. BGH, Beschl. v. 3. 1. 1973 – 4 StR 544/72; BGHR StGB § 263 Abs. 1 Vermögensschaden 31 m.w.N.). Der Vermögensnachteil, der dem Verkäufer im Fall II 17 der Urteilsgründe durch die Nichtabnahme des Fahrzeugs entstanden ist, ist kein Vermögensschaden im Sinne des Betrugstatbestandes, weil es insoweit an der erforderlichen Stoffgleichheit zwischen Schaden und erstrebtem Vermögensvorteil fehlt (vgl. BGH, Beschl. v. 17. 7. 1987 – 1 StR 327/87). Da das Urteil keine Feststellungen darüber enthält, wie sich der Angekl. eine Aushändigung der Fahrzeuge ohne Bezahlung vorstellte, ist eine Änderung der Schuldsprüche in versuchten Betrug nicht möglich.«1995sr
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BGH, StV 2002, 133[image: image3]
2002
StGB § 263

Vermögensschaden bei Betrug 

1. Der Abschluß eines Vertrages erfüllt die Voraussetzungen eines Eingehungsbetruges noch nicht, wenn der durch Täuschung zustandegekommene Vertrag nur zur Zug-um-Zug-Leistung verpflichtet. In solchen Fällen liegt in dem Vertragschluß regelmäßig noch keine schadensgleiche Vermögensgefährdung.
2. Ob die Hingabe eines Darlehens einen Vermögensschaden i. S. d. § 263 StGB bewirkt, hängt davon ab, ob nach und infolge der Darlehensgewährung das Gesamtvermögen des Darlehensgebers einen geringeren Wert hat als vorher. Zwar kann in der Täuschung über das Bestehen, den Wert oder die Verwertbarkeit einer vertraglichen Sicherheit eine vermögensschädigende Betrugshandlung liegen. Trotz Vorspielung einer solchen Sicherheit entsteht aber kein Betrugsschaden, wenn der Rückzahlungsanspruch auch ohne die Sicherheit aufgrund der Vermögenslage des Darlehensnehmers oder sonstiger Umstände, die den Gläubiger vor einem Verlust seines Geldes schützen, wirtschaftlich sicher ist.
BGH, Beschluß vom 12.6.2001   - 4 StR 402/00 - LG Dortmund
Aus den Gründen:

Das LG hat den Angekl. wegen Betruges unter Einbeziehung rechtskräftiger Strafen aus einer Vorverurteilung zu einer Gesamtfreiheitsstrafe von 4 J. 6 M. verurteilt. Mit seiner hiergegen eingelegten Revision rügt der Angekl. die Verletzung materiellen Rechts und beanstandet das Verfahren. Das Rechtsmittel hat mit der Sachrüge Erfolg ...2002sr
I. Nach den Feststellungen schloß die ME, eine Gesellschaft mit beschränkter Haftung ungarischen Rechts mit Sitz in Ungarn, deren Geschäftsführer der Angekl. war, am 29. 3. 1991 mit der in Düsseldorf ansässigen F. K.-GmbH & Co KG (im folgenden: K.-KG) einen Vertrag über die Lieferung und schlüsselfertige Errichtung einer Methylester-Raffinerie auf dem Grundstück eines ungarischen Gesellschafters der ME. Die Finanzierung dieses Projekts sollte über die B.-Bank, eine Aktiengesellschaft ungarischen Rechts mit Sitz in Budapest, abgewickelt werden. Am 17. 2. 1992 unterzeichneten der Angekl. als Geschäftsführer der ME und Vertreter der B.-Bank nach langwierigen Verhandlungen einen Darlehensvertrag über 23 642 750 DM sowie einen Bankgarantievertrag; hierin übernahm die B.-Bank die Garantie für die Zahlung eines weiteren Betrages von 2 781 500 DM, der 10 % des Gesamtkaufpreises entsprach und dessen Schlußrate bildete. Um der B.-Bank ausreichende Sicherheiten zu gewähren und den ungarischen Bestimmungen über die Bankenaufsicht zu genügen, verpflichtete sich die ME in dem Vertragswerk, die erforderlichen Erklärungen für die Bestellung einer Sicherungshypothek an dem Betriebsgrundstück zugunsten der B.-Bank abzugeben und das auf 1,5 Mio. 
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DM erhöhte Stammkapital des Unternehmens auf ein Konto der B.-Bank einzuzahlen. Die ungarischen Gesellschafter der ME hatten einen Betrag von insgesamt 1,82 Mio. DM aufzubringen, der auf einem Konto der ME in Ungarn zu deponieren war. Die deutschen Gesellschafter der ME, neben der vom Angekl. als Geschäftsführer geleiteten P.-KG J. I. (ab 3. 4. 1992 P.-GmbH & Co J. I.-KG) die A.- und Bo.-GmbH, sollten zusammen rund 9,9 Mio. DM zur Verfügung stellen, die als Festgeldkonto bei einem deutschen Kreditinstitut angelegt werden sollten. Der Angekl. hatte die Forderung der B.-Bank, auch diesen Betrag auf ein bei ihr einzurichtendes Konto einzuzahlen, abgelehnt, weil die deutschen Gesellschafter die von ihnen aufzubringende Summe ihrerseits fremdfinanzieren und die Gelder als Sicherheit zugunsten der kreditgebenden Bank verpfänden wollten. Ein Transfer ins Ausland war damit ausgeschlossen. Als Gegenleistung für den Verzicht der B.-Bank auf die unmittelbare Zugriffsmöglichkeit, sagte der Angekl. als verantwortlicher Verhandlungspartner der ME zu, seitens »der ausländischen Gesellschafter« bei der B.-Bank in Ungarn Festgelder in einer Gesamthöhe von 2 136 850 DM anzulegen und ihr zur Sicherheit zu übereignen. Der Angekl. hatte mit der A.- und Bo.-GmbH vereinbart, daß es sich hierbei ausschließlich um eine Sonderverpflichtung der P.-KG handeln sollte. Auch der B.-Bank war bekannt, daß die P.-KG die Sicherheit erbringen sollte; letztlich war es den Verantwortlichen des Kreditinstituts allerdings gleichgültig, welcher deutsche Gesellschafter den Betrag zur Verfügung stellte. Der Angekl. hatte jedoch zu keinem Zeitpunkt die Absicht, Festgelder in Ungarn anzulegen, zumal die von ihm geführte P.-KG hierzu finanziell auch nicht in der Lage war.

Die B.-Bank zahlte das Darlehen i. H. v. 23 642 750 DM entsprechend dem Baufortschritt in 21 Raten im Zeitraum v. 30. 6. 1992 bis 19. 11. 1993 an die K.-KG aus. Nachdem der Angekl. die Verpflichtung, die Festgeldsicherheit in mehreren Raten v. 15. 11. 1992 bis 15. 7. 1993 sukzessive zu leisten, nicht erfüllt hatte, mahnten verschiedene Mitarbeiter der B.-Bank die Zahlung erfolglos an. In der Folgezeit zahlte die ME das ihr von der B.-Bank gewährte Darlehen nicht zurück. Die Methylester-Raffinerie war zwar im Frühjahr 1994 nahezu fertiggestellt, konnte jedoch nicht in Betrieb genommen werden, weil die ungarischen Behörden die erforderliche wasserrechtliche Erlaubnis verweigerten. Die K.-KG war nicht bereit, eine von den Behörden geforderte Kläranlage ohne Erstattung des hierfür erforderlichen Kostenaufwandes von etwa 400 000 DM zu errichten. Eine zur Fortsetzung der Baumaßnahmen erforderliche Aufstockung des Darlehens lehnte die B.-Bank ab. Das Kreditinstitut, das auch aus der Zahlungsgarantie in Anspruch genommen worden war, konnte seine Forderungen gegenüber der ME bislang nicht – auch nicht teilweise – realisieren.

II. Die Verurteilung des Angekl. wegen vollendeten Betruges hält rechtlicher Nachprüfung nicht stand.

1. Die Annahme des LG, das Vermögen der B.-Bank sei schon durch den irrtumsbedingten Abschluß des Darlehens- und des Bankgarantievertrages zumindest konkret gefährdet worden, begegnet durchgreifenden rechtlichen Bedenken. Die B.-Bank war nach den vertraglichen Bestimmungen berechtigt, die Auszahlung des Darlehens einzustellen oder das Darlehen mit sofortiger Wirkung zu kündigen, wenn die ME ihren Pflichten, die sie in dem Vertrag übernommen hatte, nicht oder verspätet nachkam; ein Verstoß gegen die Zusage, sukzessiv entsprechend der zu sichernden Darlehenssumme Festgelder i. H. v. 2 136 850 DM in Ungarn zu deponieren, wurde ausdrücklich als schwerer Vertragsbruch bezeichnet.

2. Der Abschluß eines Vertrages erfüllt die Voraussetzungen eines Eingehungsbetruges noch nicht, wenn der durch Täuschung zustandegekommene Vertrag nur zur Zug-um-Zug-Leistung verpflichtet. In solchen Fällen liegt in dem Vertragsschluß regelmäßig noch keine schadensgleiche Vermögensgefährdung (vgl. BGHR § 263 StGB Vermögensschaden 46; BGH StV 1999, 24).

Das Leistungsverweigerungsrecht sichert den in seiner Bonität beeinträchtigten Gegenanspruch (vgl. Cramer in Schönke/Schröder, StGB, 26. A., § 263 Rdnr. 132). Dies gilt hier jedenfalls für die Darlehenssumme, die nach der Fälligkeit der von der ME zu erbringenden Festgeldsicherheit zur Auszahlung gelangte. Von einem Vermögensschaden in dieser Höhe geht das LG aber auch nicht aus. Vielmehr sieht es den Betrugsschaden lediglich in Höhe des zugesagten Anlagebetrages. Jedoch belegen die Feststellungen auch insoweit einen kausal auf einen Irrtum zurückzuführenden Vermögensschaden und einen entsprechenden Betrugsvorsatz nicht.

a) Ob die Hingabe eines Darlehens einen Vermögensschaden i. S. d. § 263 StGB bewirkt, hängt davon ab, ob nach und infolge der Darlehensgewährung das Gesamtvermögen des Darlehensgebers einen geringeren Wert hat als vorher. Entscheidend hierfür ist ein – für den Zeitpunkt der Darlehenshingabe anzustellender – Wertvergleich zwischen dem Gegenstand des Darlehens und dem Rückzahlungsanspruch des Darlehensgläubigers. Es kommt darauf an, ob der Rückzahlungsanspruch dem überlassenen Darlehensbetrag gleichwertig ist. Minderwertig ist er u. U. dann, wenn es an einer Sicherheit fehlt, aus der sich der Gläubiger bei ausbleibender Rückzahlung ohne Schwierigkeiten, namentlich ohne Mitwirkung des Schuldners, befriedigen kann. In der Täuschung über das Bestehen, den Wert oder die Verwertbarkeit einer vertraglich ausbedungenen Sicherheit kann eine vermögensschädigende Betrugshandlung liegen. Trotz Vorspiegelung einer solchen Sicherheit entsteht aber kein Betrugsschaden, wenn der Rückzahlungsanspruch auch ohne die Sicherheit aufgrund der Vermögenslage des Darlehensnehmers oder sonstiger Umstände, die den Gläubiger vor einem Verlust seines Geldes schützen, wirtschaftlich sicher ist (vgl. BGH StV 1985, 186 f.; 1986, 203).

aa) Daß bei der Kreditgewährung ausreichende Sicherheiten vorlagen, ist nach den Urteilsgründen zumindest möglich. Das Urteil enthält die erforderlichen Feststellungen zum objektiven Vermögensstatus der ME zum Zeitpunkt der Darlehensgewährung nicht; insbes. verhält sich das Urteil weder zum Wert des Betriebsgrundstückes nach der Bebauung noch zum Wert der Methylester-Raffinerie. Darauf kam es aber schon mit Blick auf die für die B.-Bank bestellte Sicherungshypothek an. Auch die Höhe der aus dem Betrieb der Anlage erwarteten Erlöse wird nicht dargestellt.

bb) Es fehlt auch deshalb am Nachweis eines Vermögensschadens oder einer schadensgleichen Vermögensgefährdung, wenn der B.-Bank ein Anspruch auf die Zahlung des Betrages von 2 136 850 DM nicht nur gegen die vom Angekl. geführte P.-KG, sondern auch gegen die A.- und Bo.-GmbH, einem wirtschaftlich gesunden Unternehmen, zustand. Diese Möglichkeit ergibt sich aus dem Wortlaut sowohl des Darlehens- als auch des Bankgarantievertrages, die von der Gesellschafterversammlung der ME gebilligt worden waren. »Die ausländischen Gesellschafter« sollten das Festgeld bei der B.-Bank deponieren, wobei die Beantwortung der von der Revision über eine Verfahrensrüge aufgeworfenen Frage dahinstehen kann, ob die ausländischen Gesellschafter sich insoweit »bereiterklärten« oder »verpflichteten«. Daß der Angekl. mit der A.- und Bo.-GmbH vereinbart hatte, diese Verpflichtung sollte von der von ihm geführten P.-KG übernommen werden, und dies auch der B.-Bank bekannt war, berührt lediglich das Innenverhältnis der deutschen Gesellschafter. Deshalb hätte es näherer Erörterung bedurft, ob die B.-Bank ihren Anspruch gegen die möglicherweise mitverpflichtete A.- und Bo.-GmbH hätte realisieren können und überhaupt einen Versuch in diese Richtung unternommen hat.

b) Die Urteilsgründe tragen aber auch die Annahme des Schädigungsvorsatzes nicht. Dieser entfällt beim Darlehensbetrug allerdings nicht schon deshalb, weil der Täter beabsichtigt, hofft oder glaubt, den endgültigen Schaden abwenden zu können. Davon unberührt bleibt jedoch das Erfordernis, daß der Täter im Zeitpunkt der Kreditgewährung die Minderwertigkeit des Rückzahlungsanspruchs im Vergleich zu dem erhaltenen Geldbetrag gekannt hat. Dazu genügt freilich bereits seine Kenntnis der die Vermögensgefährdung begründenden Umstände (BGH wistra 1988, 188, 190; 1991, 307 f.) und das Wissen, daß die Forderung nach allgemeinen Bewertungsmaßstä-
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ben nicht als gleichwertig angesehen wird, mag er selbst sie auch anders bewerten (BGH bei Dallinger MDR 1972, 197 f.). Es erscheint zumindest möglich, daß der Angekl. von einer hinreichenden Sicherung der Darlehensgeberin ausging. Mit dieser Frage setzt sich die StrK nicht auseinander, obwohl dies geboten gewesen wäre. Die StrK geht vielmehr ohne nähere Begründung davon aus, der Angekl. habe vorsätzlich gehandelt und habe die Umstände gekannt, aus denen sich die konkrete Gefährdung des Vermögens der B.-Bank ergab. Zwar stellte die Hypothek an dem Betriebsgrundstück, das ursprünglich einen Wert von ca. 120 000 DM gehabt hatte, erst dann möglicherweise eine werthaltige Sicherung dar, wenn die Anlage betriebsbereit war. Es ist jedoch auch dem Gesamtzusammenhang der Urteilsgründe nicht zu entnehmen, daß der Angekl. zum Zeitpunkt der Kreditgewährung damit rechnete, die Methylester-Raffinerie könne nicht fertiggestellt werden. Dies wäre im Hinblick auf den Geschehensablauf und das Verhalten des Angekl. auch eher unwahrscheinlich. Der Bau der Anlage war vielmehr im Frühjahr 1994 nahezu abgeschlossen. Sie hätte mit einem im Vergleich zum Gesamtvolumen geringen Kostenaufwand von ca. 400 000 DM für die Erstellung einer Kläranlage auch in Betrieb genommen werden können.

3. Der Senat weist für die neue Hauptverhandlung vorsorglich darauf hin, daß die Annahme einer Inlandstat nach § 3 StGB rechtlichen Bedenken begegnet. Soweit das LG auf die Weitergabe von Informationen und die Erstellung von Unterlagen durch den Angekl. abstellt, handelt es sich insoweit um reine Vorbereitungshandlungen, die eine Einordnung als Inlandstat nach § 3 StGB nicht rechtfertigen. Der neue Tatrichter wird deshalb mit Blick auf § 7 Abs. 2 Nr. 1 StGB zu prüfen haben, ob die vom Angekl. als Geschäftsführer einer Gesellschaft mit beschränkter Haftung ungarischen Rechts begangene Tat nach ungarischem Recht mit Strafe bedroht ist. Ferner wird – sollte der Betrug in dem irrtumsbedingten Abschluß des Darlehens- und des Bankgarantievertrages gesehen werden – auch die Frage der Verjährung zu prüfen sein.
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BGHSt 48, 354

44

Wird bereits durch den Abschluß eines Austauschvertrages ein Nachteil im Sinne einer schadensgleichen Vermögensgefährdung bewirkt, so ist ein »Vermögensverlust großen Ausmaßes« im Sinne des Regelbeispiels für den besonders schweren Fall einer Untreue wie auch eines Betrugs erst dann herbeigeführt (§ 263 Abs. 3 Satz 2 Nr. 2 Alt. 1 i.V.m. § 266 Abs. 2 StGB), wenn der Geschädigte seine vertraglich geschuldete Leistung erbracht hat.

FSxbghstx48x355 

BGHSt 48, 355   [Vermögensverlust bei Austauschverträgen]BGHSt 48, 355
StGB § 263 Abs. 3 Satz 2 Alt. 1, § 266 Abs. 2

1. Strafsenat, Urteil vom 07.10.2003 

g. D

1 StR 212/03

Landgericht Augsburg

Aus den Gründen:

I. 

Das Landgericht hat den Angeklagten wegen »Untreue in einem besonders schweren Fall« zur Freiheitsstrafe von zwei Jahren und sechs Monaten verurteilt und ihn im übrigen freigesprochen. Der Angeklagte wendet sich mit seiner Revision gegen die Verurteilung und rügt die Verletzung sachlichen Rechts. Das Rechtsmittel führt zur Aufhebung des Strafausspruchs, bleibt im übrigen jedoch erfolglos.

Bei der Strafzumessung hat die Strafkammer den Strafrahmen für den besonders schweren Fall zugrundegelegt (§ 266 Abs. 2 i.V.m. § 263 Abs. 3 Satz 2 Nr. 2 Alt. 1 StGB), weil hier ein »Vermögensverlust großen Ausmaßes« in Rede stehe. Die Differenz zwischen dem tatsächlichen Wert des verkauften Grundstücks von 347 000 DM übersteige den insoweit vereinbarten Kaufpreis von 12 000 DM um 335 000 DM. Die vom Angeklagten mit dem Abschluß des Kaufvertrags getroffene Vermögensverfügung sei als »Vermögensverlust großen Ausmaßes« im Sinne des Regelbeispiels zu werten. Der »tatsächliche Schadenseintritt« habe bereits unmittelbar bevorgestanden und habe von der Betreuten selbst aufgrund ihrer Erkrankung nicht mehr verhindert werden können. Der Eigentumsübergang durch Eintragung der Frau D. im Grundbuch sei lediglich aufgrund des zufälligen Eingreifens des Vermessungsamts unterblieben.

II. 

Der Strafausspruch kann von Rechts wegen keinen Bestand haben. Das Landgericht hat das Regelbeispiel eines »Vermögensverlusts großen Ausmaßes« (§ 266 Abs. 2 i.V.m. § 263 Abs. 3 Satz 2 Nr. 2 Alt. 1 StGB) zu weit ausgelegt: Es hat die schadensgleiche Vermögensgefährdung, die aus dem vom Angeklagten abgeschlossenen Verpflichtungsgeschäft zunächst folgte, also den blo- FSxbghstx48x356 

BGHSt 48, 356   [Vermögensverlust bei Austauschverträgen]BGHSt 48, 356
ßen Gefährdungsschaden dem Vermögensverlust im Sinne des Regelbeispiels gleichgesetzt. Diese rechtliche Würdigung vermag der Senat nicht zu teilen. Das Merkmal des Vermögensverlusts ist nach seiner sprachlichen Bedeutung und im Blick auf die Systematik des Gesetzes enger zu verstehen als das des Vermögensnachteils oder des Vermögensschadens. Es setzt einen »endgültigen Verlust« voraus. Wird bereits durch den Abschluß eines Austauschvertrags ein Nachteil im Sinne einer schadensgleichen Vermögensgefährdung bewirkt, so ist ein Vermögensverlust im Sinne des § 266 Abs. 2 i.V.m. § 263 Abs. 3 Satz 2 Nr. 2 Alt. 1 StGB erst dann herbeigeführt, wenn der Geschädigte seine Leistung erbracht hat. In Fällen der vorliegenden Art fällt daher ein Gefährdungsschaden nicht in den Anwendungsbereich des genannten Regelbeispiels. Im einzelnen:

1. Der Bundesgerichtshof hat bislang ausdrücklich offen gelassen, ob die Herbeiführung einer bloßen Vermögensgefährdung – die sich als strafbarkeitsbegründende Vermögensbeschädigung im Sinne von § 263 Abs. 1 StGB und als Vermögensnachteil im Sinne von § 266 Abs. 1 StGB darstellt, »wenn der Vermögensverlust naheliegt« (vgl. BGHSt 34, 394, 395 m.w.N.) – das Regelbeispiel des § 263 Abs. 3 Satz 2 Nr. 2 Alt. 1 StGB verwirklichen kann (so BGH NStZ 2002, 547; vgl. dazu einerseits Tiedemann in LK 11. Aufl. § 263 Rdn. 298; andererseits Tröndle/Fischer, StGB 51. Aufl. § 263 Rdn. 122; Cramer in Schönke/Schröder, StGB 26. Aufl. § 263 Rdn. 188 c). Er hat in der zitierten Entscheidung allerdings bereits hervorgehoben, daß nach allgemeinem Sprachgebrauch der Begriff des Vermögensverlusts enger ist als der der Vermögensbeschädigung (BGH NStZ 2002, 547).

2. Der Senat hat erwogen, den Begriff des Vermögensverlusts aus Gründen der Praktikabilität und der Vereinfachung ebenso auszulegen wie den des Vermögensschadens und des Vermögensnachteils in den Tatbeständen der §§ 263, 266 StGB. Dies hätte den Vorteil, daß die Rechtsanwender sich bei der Interpretation des Regelbeispiels gleichlaufend auf dem Boden einer gesicherten Rechtsprechung zu Tatbestandsmerkmalen bewegen könnten und eine gesonderte rechtliche Bewertung im Rahmen der Strafrahmenwahl vermieden würde, die im Einzelfall mit durchaus FSxbghstx48x357 

BGHSt 48, 357   [Vermögensverlust bei Austauschverträgen]BGHSt 48, 357
nicht einfachen Abgrenzungen verbunden sein kann (im Ergebnis ebenso: Tiedemann in LK aaO). Eine solche Lösung mußte jedoch verworfen werden (wie hier im Ergebnis: Tröndle/Fischer aaO § 263 Rdn. 122; Cramer in Schönke/Schröder aaO § 263 Rdn. 188 c; Kindhäuser in NK-StGB § 263 Rdn. 454).

a) Das verfassungsrechtlich verankerte Gebot der Gesetzesbestimmtheit (Art. 103 Abs. 2 GG) gilt grundsätzlich auch für die Rechtsfolgenvorschriften. Das schließt jedoch die Verwendung von Begriffen nicht aus, die der Deutung durch den Richter bedürfen. Maßgebend für die Auslegung eines Gesetzes ist dann der in der Norm zum Ausdruck kommende objektivierte Wille des Gesetzgebers, so wie er sich aus dem Wortlaut der Vorschrift und dem Sinnzusammenhang ergibt, in den sie hineingestellt ist. Der mögliche Wortsinn einer Vorschrift zieht der Auslegung eine unübersteigbare Grenze (vgl. zu alledem nur BVerfGE 105, 135, 152 ff. zur Vermögensstrafe; siehe auch BVerfG – Kammer – NJW 2001, 1848, 1849).

Im Blick auf die durch den Wortlaut einer strafrechtlichen Norm begrenzte Möglichkeit der Auslegung ist vorgegeben, daß der Verlust von Vermögen enger zu verstehen ist als der Bedeutungsgehalt der Begriffe des Schadens und des Nachteils. Das kommt nicht nur in der genannten Entscheidung des 3. Strafsenats zum Ausdruck (BGH NStZ 2002, 547). Auch sonst kehrt in der bisherigen gefestigten Rechtsprechung wie auch in der Literatur bei der Umschreibung des Gefährdungsschadens das engere Verständnis des Verlustbegriffs wieder: Danach ist bei der gebotenen wirtschaftlichen Betrachtung ein Vermögensschaden »nicht nur im tatsächlichen Verlust« eines Vermögenswerts (»effektiver Schaden«), sondern schon in der konkreten Gefährdung vermögenswerter Positionen zu sehen (so zusammenfassend beispielsweise BVerfG – Kammer – NJW 1998, 2589; vgl. im übrigen zur gleichlaufenden Auslegung von Vermögensschaden – § 263 Abs. 1 StGB – und Vermögensnachteil – § 266 Abs. 1 StGB: BGHSt 15, 342, 343 f.; 40, 287, 294 ff.; 43, 293, 297 ff.; BGHR StGB § 266 Abs. 1 Nachteil 43; Kindhäuser aaO § 266 Rdn. 141; Schünemann in LK aaO § 266 Rdn. 132). Das strafbarkeitsbegründende Kriterium der konkreten Vermögensgefährdung wird auch dahin umschrie- FSxbghstx48x358 

BGHSt 48, 358   [Vermögensverlust bei Austauschverträgen]BGHSt 48, 358
ben, daß nach den Umständen des Einzelfalls die »naheliegende Gefahr des Vermögensverlusts« (BGHSt 34, 394, 395), die naheliegende Möglichkeit eines Verlusts (BGH NStZ 1996, 203 Nr. 21 aE) oder gar »des endgültigen Verlusts« bestehen muß (Samson in SK-StGB § 263 Rdn. 166; vgl. weiter BGHSt 21, 112, 113; BGH wistra 1991, 307 f.; Lackner/Kühl, StGB 24. Aufl. § 263 Rdn. 42). Im Zusammenhang mit dem sog. Eingehungsbetrug ist von der Vertiefung des Eingehungsschadens die Rede, durch die die »endgültige Schädigung« erreicht wird (BGH NStZ 1997, 542, 543; Lackner/Kühl aaO Rdn. 64). Dieser Sprachgebrauch und diese Konkretisierungen belegen, daß der Begriff des Verlusts schon bisher enger als der des Schadens und der des Nachteils verstanden und ihm die Bedeutung einer gewissen Endgültigkeit beigelegt wurde. Eine nachträgliche Schadenswiedergutmachung hat insoweit außer Betracht zu bleiben, weil sie tatbestandsunerheblich ist.

b) Die systematische Betrachtung der Regelbeispiele bestätigt dies: So ist nach dem Willen des Gesetzgebers ein besonders schwerer Fall der Untreue – wie auch des Betrugs – nicht nur dann regelmäßig gegeben, wenn ein Vermögensverlust großen Ausmaßes »herbeigeführt« worden ist, sondern auch dann, wenn eine große Zahl von Menschen »in die Gefahr des Verlusts« von Vermögenswerten gebracht wurde (§ 263 Abs. 3 Satz 2 Nr. 2 Alt. 2 StGB). Daß das Gesetz in derselben Vorschrift, gar im engsten Regelungszusammenhang zwischen dem herbeigeführten (eingetretenen) Verlust – des Vermögens – und der Gefahr des Verlusts – wenn auch von Vermögenswerten – unterscheidet, spricht ebenso für die engere Auslegung des Merkmals im hier vertretenen Sinne.

c) Aus der Entstehungsgeschichte der Regelbeispielsvorschrift ergibt sich nichts anderes. Der Gesetzgeber hielt die Begriffe »Vermögensschaden« und »Vermögensverlust« wohl für weitgehend austauschbar. So wurde hervorgehoben, daß schon nach der zur Vorläuferbestimmung – die benannte Regelbeispiele nicht kannte – ergangenen Rechtsprechung ein »besonders großer Schaden zur Annahme eines besonders schweren Falls habe führen können« (vgl. BTDrucks. 13/8587 S. 64; siehe dazu auch BGH NStZ 2002, 547). Eine Absicht dahin, das Regelbeispiel enger zu fassen, ist FSxbghstx48x359 

BGHSt 48, 359   [Vermögensverlust bei Austauschverträgen]BGHSt 48, 359
im Gesetzgebungsverfahren – soweit ersichtlich – zwar nicht hervorgetreten; es fehlt aber ebenso an einem aussagekräftigen Anhaltspunkt dafür, daß der Vermögensverlust dem Tatbestandsmerkmal (Schaden, Nachteil) gleich erachtet werden sollte. Es bleibt deshalb bei dem Befund, daß der Gesetzgeber gerade nicht an den Schaden oder den Nachteil angeknüpft hat, sondern – neu und eigenständig formuliert – an den Vermögensverlust.

d) Schließlich läßt sich auch aus anderen Vorschriften, die das Merkmal des Verlusts enthalten, kein verläßlicher Hinweis auf eine andere, weitere Interpretation gewinnen. In ihnen steht der Begriff mitunter in einem anderen Sinnzusammenhang (vgl. z.B. § 401 Abs. 1 Nr. 1 AktG); überwiegend wird ihm aber wohl auch eine eher enge Bedeutung beigelegt und regelungsspezifisch differenziert (siehe etwa § 45 StGB: Verlust der Amtsfähigkeit, § 265 StGB: Verlust einer versicherten Sache, § 160 Abs. 2, § 166 Abs. 1 StPO: Besorgnis des Verlusts von Beweismitteln; siehe auch § 393 Abs. 3 StPO, § 32 Nr. 2 GVG, § 43 Abs. 1 Satz 1 JGG oder gar Art. 16 Abs. 1 GG). Die jeweils anderen Normzusammenhänge und Regelungsziele, vor allem aber der ersichtlich ganz überwiegend enge sprachliche Bedeutungsgehalt verbieten es schon im Ansatz, daraus etwa Anhaltspunkte für eine weite Auslegung des Merkmals des »herbeigeführten Vermögensverlusts« zu gewinnen, wie sie im Ergebnis das Landgericht vertritt. Die Deutung der Regelbeispielsvorschrift ist vielmehr tatbestandsspezifisch auszurichten.

e) Nach allem ist festzuhalten, daß in Fällen der vorliegenden Art sogenannte Gefährdungsschäden aus dem Anwendungsbereich des Regelbeispiels eines »Vermögensverlusts großen Ausmaßes« ausscheiden. Liegen – wie hier – Verpflichtungen zugrunde, muß auf Seiten des Geschädigten Erfüllung eingetreten sein, wenn das Merkmal des »herbeigeführten Vermögensverlusts« gegeben sein soll. Beim Abschluß eines Grundstückskaufvertrags ist die Erbringung der ausbedungenen Leistung, hier also die Eintragung des neuen Eigentümers im Grundbuch erforderlich. Dieser muß Inhaber des »Vollrechts« geworden sein. Fehlt es daran, kann jedoch im Blick auf die übrigen Umstände der Tat die Annahme eines unbenannten besonders schweren Falls in Betracht kommen.
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3. Daraus folgt hier, daß die Voraussetzungen des Regelbeispiels nach § 266 Abs. 2 i.V.m. § 263 Abs. 3 Satz 2 Nr. 2 Alt. 1 StGB nicht erfüllt sind. Die Urteilsgründe ergeben, daß D. noch nicht als neue Eigentümerin des Grundstücks im Grundbuch eingetragen war.

 

----------------------

BGHSt 36, 130

21

Kreditbetrug tritt hinter Betrug und Betrugsversuch zurück.

StGB § 265b

4. Strafsenat, Beschluß vom 21.02.1989 

g. B.

4 StR 643/88

Landgericht Kaiserslautern

Aus den Gründen:

Im Falle A. ist der Schuldspruch zu ändern.

In diesem Falle ließ der Angeklagte dem Kreditinstitut den inhaltlich unrichtigen vorläufigen Jahresabschluß der KG in der Absicht zugehen, bei der Bank eine Fehleinschätzung der wirtschaftlichen Lage seines Unternehmens hervorzurufen und sie dadurch zur Hergabe eines Betriebsmittelkredits zu veranlassen. Den Eintritt eines Vermögensschadens bei der Bank nahm er in Kauf. Der Kredit wurde ohne Rücksicht auf die vorgelegten Unterlagen gewährt. Das Landgericht hat zutreffend angenommen, daß der Angeklagte durch sein Verhalten sowohl den Tatbestand des versuchten Betruges (§§ 263,23 StGB) als auch den des Kreditbetruges (§ 265b StGB) verwirklicht hat. Es ist weiter der Ansicht, daß die beiden Tatbestände zueinander im Verhältnis der Tateinheit stehen. Zwar zehre eine vollendete Betrugstat das Gefährdungsdelikt des Kreditbetruges auf, bei einem nur versuchten Betrug sei jedoch im Schuldspruch zum Ausdruck zu bringen, daß es auch zur Vollendung des Gefährdungsdelikts gekommen ist.

Dieser Ansicht vermag der Senat nicht zu folgen. Er ist vielmehr der Auffassung, daß § 265b StGB hinter § 263 StGB zurücktritt.

Ob Tateinheit vorliegt oder Gesetzeseinheit, welche zum Zurücktreten eines an sich verwirklichten Tatbestandes führt, bestimmt sich zunächst nach den Rechtsgütern, gegen die sich der Angriff richtet, den Tatbeständen, die das Gesetz zu ihrem Schutz aufstellt, und deren Unrechtsgehalt (BGHSt 28,11, 15).
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Der Gesetzgeber war bei der Schaffung des § 265b StGB der Meinung, daß die Vorschrift ein anderes Rechtsgut als § 263 StGB schütze. Während der Tatbestand des Betruges den Schutz des Individualvermögens bezweckt, sei Schutzgut des § 265b StGB vorrangig das überindividuelle Rechtsgut der Kredit- und Volkswirtschaft (Schriftlicher Bericht des Sonderausschusses des Deutschen Bundestages für die Strafrechtsreform zum 1. WiKG, BTDrucks. 7/5291 S. 14,16). Ein Teil der Literatur folgt dieser Auffassung und hält daher Tateinheit zwischen den beiden Tatbeständen für möglich (Arzt/Weber, Strafrecht Besonderer Teil LH 4 Rdn. 45; Lenckner in Schönke/Schröder, StGB 23. Aufl. § 265b Rdn. 51; Tiedemann in LK 10. Aufl. § 265b Rdn. 89). Hiergegen wurde aber bereits bei den Gesetzesberatungen eingewandt, daß es für die Funktionsfähigkeit der Kreditwirtschaft weniger auf die in § 265b StGB umschriebenen Tathandlungen als vielmehr auf die wirtschaftlich vernünftige Entscheidung über die Kreditgewährung ankomme (Protokolle des Sonderausschusses 7. Wahlperiode S. 2754). Auch in der Literatur wird zutreffend geltend gemacht, daß die einseitige Strafbarkeit des Kreditnehmers dafür spreche, daß Schutzgut das Vermögen des Kreditgebers sei; anderenfalls hätte der Kreditgeber in die Strafdrohung einbezogen werden müssen (Maurach/Schroeder/Maiwald, Strafrecht BT Bd. 1,7. Aufl. § 41 Rdn. 21,166). Der Senat neigt dieser Meinung zu (vgl. dazu auch Dreher/Tröndle, StGB 44. Aufl. § 265b Rdn. 6; Krey, Strafrecht BT Bd. 2,7. Aufl. Rdn. 534; Samson in SK StGB § 265b Rdn. 2), braucht darüber indessen nicht abschließend zu entscheiden. Denn auch bei einer Verschiedenheit der in den §§ 263,265b StGB geschützten Rechtsgüter ergibt der Zusammenhang der Vorschriften, daß § 263 StGB Vorrang hat. Der Gesetzgeber hat die Vorschrift über den Kreditbetrug in erster Linie in das Strafgesetzbuch eingefügt, weil Beweisschwierigkeiten bei den einzelnen Tatbestandsmerkmalen des Betruges häufig die sachgerechte Erfassung strafwürdiger Krediterschleichungen vereitelten (Regierungsentwurf des 1. WiKG, BTDrucks. 7/3441 S. 18). Die Strafbarkeit wurde daher in den Gefährdungsbereich vorverlegt. Eine Gefährdung der Kreditwirtschaft setzt bei betrügerischem Vorgehen des FSxbghstx36x132 

BGHSt 36, 132   [21. (Versuchter) Betrug verdrängt Kreditbetrug]BGHSt 36, 132
Täters zu demselben Zeitpunkt ein, in dem das Vermögen der Bank geschädigt wird. Die Verwirklichung der Tatbestandsmerkmale des Betruges schließt in diesen Fällen denknotwendig eine Gefährdung der Kreditwirtschaft ein. Spätestens mit der Beendigung des Betrugs ist auch der Kreditbetrug vollendet und beendet. Der betrügerisch vorgehende Kreditsuchende schafft dadurch, daß er auch § 265b StGB verwirklicht, mithin kein weiteres Unrecht (Lackner in LK § 263 Rdn. 331). Andererseits richtet sich der Angriff des Täters nach seinen wirtschaftlichen Zielen ausschließlich gegen das individuelle Vermögen des Kreditgebers. Nach dem Tatplan und nach dem in einer bloßen Gefährdung gemäß § 265b StGB liegenden geringeren Unwert stellt sich der Betrug damit als diejenige Form des Rechtsbruchs dar, die die Qualifikation der Tat bestimmt, so daß § 265b StGB als subsidiär zurücktritt.

Dieses Verhältnis der Tatbestände zueinander gilt auch, wenn es beim Betrugsversuch geblieben ist. Einer zusätzlichen Klarstellung, daß es zur Vollendung des Gefährdungsdelikts des § 265b StGB gekommen ist (so Lackner in LK § 263 Rdn. 331), bedarf es nicht. Der Betrugsversuch ist strafbar, weil er eine strafwürdige Rechtsgutgefährdung enthält. Das Ausmaß der Gefährdung bleibt nicht hinter der Gefährdung zurück, welche eine Tat nach § 265b StGB in sich birgt. Das Unrecht der Tat des Angeklagten ist daher durch einen Schuldspruch wegen versuchten Betruges zutreffend und umfassend gekennzeichnet.

 

--------------------------------
BGHStE 30, 285

67

1. § 265b Abs. 1 Nr. 1 Buchst. a StGB verstößt nicht gegen das verfassungsrechtliche Bestimmtheitsgebot (Art. 103 Abs. 2 GG).

2. Zur Frage der Erheblichkeit unrichtiger Angaben in den einem Kreditantrag beigefügten Bilanzen.

GG Art. 103 Abs. 2; StGB § 265b Abs. 1 Nr. 1 Buchst. a

1. Strafsenat, Urteil vom 08.12.1981 

g. L.

1 StR 706/81

Landgericht Würzburg

Aus den Gründen:

I. 

Der Angeklagte, von Beruf Steuerberater, war Kommanditist und zugleich steuerlicher Berater einer Mineralölfirma; er fertigte für sie die Bilanzen. In den Handelsbilan- FSxbghstx30x286 

BGHSt 30, 286   [67. Vereinbarkeit des § 265b Abs. 1 Nr. 1 Buchst. a StGB mit dem Grundgesetz]BGHSt 30, 286
zen für 1974 und 1975 wies er bewußt überhöhte Forderungen gegenüber Kunden und zu niedrige Verbindlichkeiten gegenüber Lieferanten aus, wodurch jede der beiden Bilanzen ein gegenüber der Wirklichkeit um etwa 1,4 Millionen DM günstigeres Bild bot. Die Bilanzen übergab der Angeklagte dem Geschäftsführer der Firma, der sie, wie der Angeklagte wußte, zusammen mit einem Kreditantrag einer Bank vorlegte. Zweck der Bilanzverfälschung war, die Bank zu veranlassen, einen schon gewährten Kredit zu verlängern und auszuweiten. Tatsächlich gewährte die Bank weiteren Kredit, wenn auch nicht in dem gewünschten Umfang. In dem bald darauf eröffneten Konkursverfahren der Firma fiel die Bank mit ihrer Forderung in voller Höhe aus.

II. 

Das Landgericht hat den Angeklagten wegen Betruges (oder Betrugsversuchs) deshalb nicht verurteilt, weil er darauf vertraut hatte, die Bank werde, auch wenn die Firma den Kredit nicht zurückzahlen könne, keinen Schaden erleiden; sie werde sich dann in voller Höhe an den Sicherheiten (Grundschulden und Bürgschaft) befriedigen, die ein früherer – mit der Firma noch immer zusammenarbeitender – Geschäftsführer der Firma der Bank gewährt hatte. Tatsächlich war eine solche Befriedigung, als es dazu kommen sollte, aus vom Angeklagten nicht zu vertretenden Gründen nicht möglich.

Insoweit ist ein Rechtsfehler – auch nach Meinung der Staatsanwaltschaft und des Generalbundesanwalts – nicht zu erkennen; der bisher festgestellte Sachverhalt rechtfertigt die rechtliche Wertung. Durchgreifende Bedenken erweckt das Urteil jedoch, soweit eine Strafbarkeit nach § 265b StGB verneint wird.

III. 

1. Die Regelung des § 265b Abs. 1 Nr. 1 Buchst. a StGB widerspricht – entgegen der Meinung der Verteidigung – nicht dem verfassungsrechtlichen Gebot der Bestimmtheit gesetzlicher Vorschriften (Art. 103 Abs. 2 GG); eine Vorlage an das Bundesverfassungsgericht gemäß Art. 100 GG kommt nicht in Betracht. Zwar wird teilweise die Auffassung vertreten, § 265b StGB verstoße wegen un- FSxbghstx30x287 
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genügender gesetzlicher Bestimmtheit einzelner Tatbestandsmerkmale (»unrichtig«, »unvollständig«, »erheblich«) gegen Art. 103 Abs. 2 GG oder erwecke jedenfalls verfassungsrechtliche Bedenken (Lampe, Der Kreditbetrug S. 50, 54f.; Haft ZStrW 88, 369; Bundesverband der Deutschen Industrie, Prot. des Sonderausschusses des Deutschen Bundestages für die Strafrechtsreform 7/2624). Der Senat teilt diese Auffassung nicht.

Es ist anerkannt, daß das Strafrecht nicht darauf verzichten kann, allgemeine Begriffe zu verwenden, die in besonderem Maße einer Deutung durch den Richter bedürfen. »Ohne derartige Begriffe könnte der Gesetzgeber der Vielgestaltigkeit des Lebens nicht Rechnung tragen« (BVerfGE 4, 352, 357; ähnlich BVerfGE 14, 245; 28, 175; 37, 201). Welchen Grad an Bestimmtheit der einzelne Tatbestand haben muß läßt sich allgemein nicht sagen; das hängt von der Besonderheit des jeweiligen Tatbestandes und von den Umständen ab, die zu der gesetzlichen Regelung geführt haben. Eine Rolle kann hierbei spielen, ob die vom Gesetzgeber verwendeten Begriffe völlig neu sind oder an schon bisher benutzte und durch die Rechtsprechung umschriebene und präzisierte Begriffe anknüpfen können (BVerfGE 28, 175, 183).

2. Ob Bilanzen (oder die sonst in § 265b Abs. 1 Nr. 1 Buchst. a StGB genannten Unterlagen) »unrichtig« oder »unvollständig« sind, mag im Einzelfall zweifelhaft und nur schwer festzustellen sein, besonders wenn es um Fragen der Bewertung geht; in diesem Fall trägt die Feststellung des Tatbestandsmerkmals selbst wertenden Charakter. Doch ist dieser Umstand nichts den Merkmalen des § 265b StGB Eigentümliches. Ob eine sexuelle Handlung »von einiger Erheblichkeit« (§ 184c StGB), ein Übel »empfindlich« (§ 240 StGB) oder ein Werkzeug »gefährlich« (§ 223a StGB) ist, ob ein Verletzter »in erheblicher Weise« entstellt wird (§ 224 StGB) oder eine Behandlung das Leben gefährdet (§ 223a StGB), ist ebenfalls das Ergebnis einer Bewertung. Gleiches gilt, wenn es darauf ankommt, ob der Täter FSxbghstx30x288 
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bei einem Gewässer »dessen Eigenschaften nachteilig verändert« (§ 324 StGB), ob Abfälle »geeignet sind, nachhaltig ein Gewässer . . . zu verunreinigen oder sonst nachteilig zu verändern« (§ 326 StGB), und bei der Anwendung vieler anderer Strafbestimmungen.

In allen diesen Fällen muß der Bürger sein Handeln an der allgemeinen Rechtsüberzeugung und – soweit es um Tatbestände geht, die besondere Lebensbereiche betreffen – an den für diese Bereiche bestehenden besonderen Anschauungen messen; hierbei sind die von Rechtsprechung und Schrifttum gesetzten Maßstäbe von besonderer Bedeutung. So beraten, ist der Bürger in der Lage, mit hinreichender Sicherheit zu beurteilen, ob das von ihm ins Auge gefaßte Handeln die Voraussetzungen eines Straftatbestandes erfüllt. Verkennt er ausnahmsweise doch dessen Grenzen, so ist der subjektive Tatbestand geeignet, Fälle, in denen infolge Irrtums strafrechtliche Schuld nicht vorliegt abzugrenzen und auszuscheiden.

Soweit Tiedemann (in LK 10. Aufl. Rdn. 54; ebenso Lenckner in Schönke/Schröder, StGB 20. Aufl. Rdn. 2a, jeweils zu § 265b) darauf hinweist, dem Bestimmtheitsgebot des Artikels 103 Abs. 2 GG sei in der Weise Rechnung zu tragen, daß § 265b StGB nur bei »eindeutig fest stehender Unrichtigkeit« anzuwenden sei, dann nämlich, wenn eine gegenteilige Auffassung »schlechterdings nicht mehr vertretbar erscheint«, betont er im Grunde nur, was für alle Tatbestandsmerkmale gilt, bei solchen wertenden Merkmalen freilich besonderen Hinweis und besondere Beachtung verdient: daß sie vorliegen, muß nach richterlicher Überzeugung fest stehen, nicht nur wahrscheinlich sein (vgl. Sarstedt, Die Revision in Strafsachen 4. Aufl. S. 240/241).

Die strafrechtliche Beurteilung von Bilanzen war schon unter der Geltung des Strafgesetzbuchs für den Norddeutschen Bund und des Reichsstrafgesetzbuchs in seiner ursprünglichen Fassung (§§ 281, 283), später der Konkursordnung (§§ 209, 210 bzw. 239, 240) von Bedeutung und ist es heute im Hinblick auf §§ 283 ff. StGB, mögen auch FSxbghstx30x289 
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die Begriffe »Unrichtigkeit« und »Unvollständigkeit« im Gesetzestext nicht auftauchen. Schon frühzeitig war anerkannt, daß strafbare unordentliche Buchführung auch vorliegen kann, wenn vorhandene Vermögenswerte mit einem anderen als dem ihnen zukommen den Wert in die Bilanz eingestellt (RGSt 13, 354), wenn Vermögensstücke willkürlich oder gar bewußt falsch bewertet werden (RGSt 39, 222). Die Rechtsprechung zu § 265b StGB kann daher auf bewährte und gefestigte Grundsätze zurückgreifen.

3. Nicht viel anders liegt es bei der Frage, ob eine unrichtige oder unvollständige Angabe »für die Entscheidung über einen solchen Antrag erheblich« ist. Damit soll nicht in erster Linie ein Ausmaß gekennzeichnet werden (wie etwa in § 63 StGB – »erhebliche rechtswidrige Taten«; in § 184c StGB; in § 224 StGB – »in erheblicher Weise dauernd entstellt«; in § 283 Abs. 1 Nr. 3 StGB – »erheblich unter ihrem Wert«), sondern es soll zum Ausdruck kommen, daß eine strafbare Handlung nur vorliegt, wenn die Unrichtigkeit oder Unvollständigkeit als mögliche Ursache oder Mitursache der erstrebten Kreditentscheidung in Betracht kommt.

Insoweit unterscheidet sich § 265b StGB nicht von anderen Gefährdungstatbeständen. Beim Verletzungsdelikt gehört die Ursächlichkeit zwischen Handeln und Erfolg zum Tatbestand; daß sie vorliegen muß, versteht sich von selbst und bedarf keiner besonderen Erwähnung in der Strafvorschrift. Beim Gefährdungsdelikt hingegen kann der mögliche Ursachenzusammenhang zwischen gefährlichem Tun und zu mißbilligendem Erfolg von Bedeutung sein; er bietet einen Weg, die Strafbarkeit einzuschränken. Was von vornherein keine Gefahr für das zu schützende Gut mit sich bringen kann, verdient keine Bestrafung. Nichts anderes will der Begriff der Erheblichkeit in § 265b StGB besagen.

§ 48 KWG, der bis zur Neufassung des Gesetzes über das Kreditwesen am 10. Juli 1961 die Einreichung unwahrer Bilanzen bei einem Kreditinstitut zur Erlangung eines Kredits FSxbghstx30x290 
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unter Strafe stellte, enthielt kein entsprechendes Merkmal, doch war bezeichnenderweise auch damals anerkannt, daß die Abweichung der Bilanzangaben von den tatsächlichen Verhältnissen für die Kreditentscheidung »von Bedeutung« sein müsse (Reichardt, KWG § 48 Anm. 5).

4. Auch das Landgericht hält § 265b Abs. 1 Nr. 1 Buchst. a StGB nicht für verfassungswidrig, meint jedoch, die Bestimmung sei nur dann mit Artikel 103 Abs. 2 GG zu vereinbaren, wenn bei Prüfung der Erheblichkeit darauf abgestellt werde, ob »nach den konkreten Umständen des Einzelfalles die vorgelegten Bilanzen für den Kreditgeber wesentlich waren«, ob die unrichtigen Bilanzangaben also für die Entscheidung des Kreditgebers tatsächlich ursächlich geworden sind.

Der Senat teilt aus den genannten und in anderem Zusammenhang noch näher darzulegenden Gründen diese Auffassung nicht. Wie nahe sich die Prüfung der Erheblichkeit im Sinne der genannten Vorschrift am Einzelfall ausrichten muß wird letztlich – wie auch bei anderen Gefährdungsdelikten – die Rechtsprechung zu entscheiden haben. Verfassungsrechtliche Bedenken hiergegen bestehen auch dann nicht, wenn die Strafbarkeit nicht von der konkreten Ursächlichkeit der in der Bilanz enthaltenen Unrichtigkeit für die Kreditentscheidung abhängt, sondern – wie noch herauszustellen ist – von der generellen Eignung unrichtiger Bilanzangaben, die Entscheidung über einen Kreditantrag zugunsten des Antragstellers zu beeinflussen.

IV. 

1. Aus seiner Sicht folgerichtig, verneint das Landgericht hier die Strafbarkeit, »weil die . . . vorgelegten Handelsbilanzen 1974 und 1975 für die Kreditentscheidung nicht erheblich im Sinne des § 265b waren«. Die Bank hatte sich, wie die Kammer feststellt, bei ihrer Entscheidung »ausschließlich an den in ihren Händen befindlichen Grundschulden« und der schon erwähnten Bürgschaft orientiert. Den Bilanzen dagegen hatte der Kreditsachbearbeiter der Bank »jegliches Gütesiegel« abgesprochen, weil deren Unterlagen allein von der Auftraggeberin zusammengestellt worden waren.
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2. Die Ansicht der Strafkammer beruht jedoch auf einer unzutreffenden Gesetzesauslegung. Der Tatbestand des § 265b StGB ist vollendet, sobald die Bilanzen oder sonstigen Unterlagen dem Kreditgeber vorliegen. Das war im Gesetzgebungsverfahren nie zweifelhaft (vgl. Bericht des Sonderausschusses BTDrucks. 7/5291 S. 16), kommt im Gesetzeswortlaut deutlich zum Ausdruck – was nicht zuletzt eine Gegenüberstellung mit der Vorschrift des § 263 StGB zeigt – und ist im Schrifttum nicht umstritten (Dreher/Tröndle, StGB 40. Aufl. § 265b Rdn. 6; Tiedemann aaO Rdn. 49; Lenckner aaO Rdn. 49). Im Zeitpunkt der Vollendung der Tat aber muß feststehen, ob die Tatbestandsmerkmale gegeben sind; die Strafbarkeit kann insoweit nicht von einer später zu fassenden oder gefaßten Entscheidung eines Beteiligten abhängen (Samson in SK § 265b Rdn. 22).

Schon aus diesem Grund kann das angefochtene Urteil keinen Bestand haben. Ob die vorgelegten Bilanzen die ergangene Kreditentscheidung tatsächlich beeinflußt haben, ist für § 265b StGB ohne Belang. Erforderlich ist auf jeden Fall eine Bewertung für den Zeitpunkt der Vorlage, ein »Ex-ante-Urteil« (Lenckner aaO Rdn. 22).

3. Damit ist freilich noch nicht entschieden, von welchen Umständen es abhängt ob vorgelegte Bilanzen »erheblich« im Sinne von § 265b Abs. 1 Nr. 1 StGB sind; ob es auf die »konkreten Umstände des Einzelfalles« in der Weise ankommt, daß hypothetisch zu prüfen ist, ob und wie nach der tatsächlichen Lage dieses Falles die vorgelegten Bilanzen sich auf die Entscheidung des Kreditgebers voraussichtlich ausgewirkt haben würden (die später tatsächlich ergangene Kreditentscheidung könnte hierfür ein Indiz sein), oder ob eine mehr allgemeine und generalisierende Betrachtung geboten ist.

4. Im Gesetzgebungsverfahren bestand Einigkeit darüber, das Merkmal der Erheblichkeit sei objektiv aufzufassen. Nach dem Regierungsentwurf sollte das durch die Formulierung »für die Entscheidung über den Antrag erheblich sein können« ausgedrückt werden (BTDrucks. 7/3441 S. 5, 31). In den Beratungen des Sonderausschusses wurde die jetzt FSxbghstx30x292 

BGHSt 30, 292   [67. Erheblichkeit i. S. des § 265b Abs. 1 Nr. 1 StGB]BGHSt 30, 292
geltende Fassung »für die Entscheidung über einen solchen Antrag« gewählt, um deutlich zu machen, daß es nicht auf die besondere Beurteilung des Einzelfalles durch die Parteien, sondern auf eine abstrahierende und generalisierende Betrachtung ankomme (Wilts, Eyrich in Prot. des Sonderausschusses 7/2770f.). Ausschlaggebend sei, »was nach der Art des Geschäfts im konkreten Fall von einem verständigen, durchschnittlich vorsichtigen Dritten für erforderlich gehalten wird« (Bericht und Antrag des Sonderausschusses, BTDrucks. 7/5291 S. 16).

Wie sich diese angestrebte, im Gesetzeswortlaut zum Ausdruck gekommene Objektivierung im Einzelfall auswirkt, ist im Schrifttum umstritten. Insbesondere wird hierbei auf den Grundsatz der Vertragsfreiheit hingewiesen; den Parteien müsse freistehen, von welchen Umständen sie den Vertragsabschluß einverständlich abhängig machen und welche anderen Umstände sie als unerheblich bezeichnen wollten (Tiedemann aaO Rdn. 69; Dreher/Tröndle aaO Rdn. 23; Lenckner aaO Rdn. 42; vgl. auch Göhler, Prot. des Sonderausschusses aaO S. 2754; Wilts, Eyrich ebenda S. 2770). Erforderlich sei jedenfalls, daß der eine den anderen mit falschen Unterlagen über einen wahren Sachverhalt täuschen wolle (Göhler aaO). Im übrigen besteht Einigkeit darüber, daß »unwesentliche Abweichungen», »Bagatellunrichtigkeiten« nicht unter § 265b Abs. 1 Nr. 1 Buchst. a StGB fallen (BTDrucks. 7/3441 S. 31; Dreher/Tröndle aaO; Tiedemann aaO).

5. Der vorliegende Fall nötigt nicht dazu, allgemein zu entscheiden und abzugrenzen, welche Unrichtigkeiten für die Entscheidung über einen Kreditantrag erheblich im Sinne von § 265b Abs. 1 Nr. 1 Buchst. a StGB sind. Eine allgemein gültige Aussage wäre ohnedies kaum möglich; entscheidend sind die Umstände des Einzelfalles. Die Informationen, die einer Bilanz entnommen werden können, sind vielfältig (vgl. etwa Harrmann Betrieb 1972, 1685; Schedlbauer Betrieb 1978, 2425). Welche Gesichtspunkte bei der Entscheidung über einen Kreditantrag eine Rolle spielen können, hängt von der Art des kreditsuchenden Unterneh- FSxbghstx30x293 
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mens ebenso ab wie von der besonderen Situation, in der es sich zur Zeit des Kreditantrages befindet. Für die Kreditentscheidung können allgemeine Aussagen der Bilanz (etwa über Umsatz und Gewinn, über Anlage- und Umlaufvermögen, über Außenstände und Verbindlichkeiten) ebenso bedeutsam sein wie einzelne Bilanzposten, die ein bezeichnendes Licht auf Vorgänge und Umstände werfen, von denen die Ertragsstärke des Unternehmens abhängt. Das kann in aller Regel nur in einer Gesamtschau entschieden werden.

Es kann bei alledem nicht zweifelhaft sein, daß die Beurteilung der Entscheidungserheblichkeit nicht dem Belieben des Kreditnehmers überlassen werden kann, daß er sich vielmehr, wie vom Sonderausschuß formuliert, in die Rolle eines »verständigen, durchschnittlich vorsichtigen Dritten« zu versetzen hat. Im vorliegenden Fall bestand kein Einverständnis zwischen Mineralölfirma und Bank, es komme auf die Bilanzen oder gar auf die Richtigkeit der Angaben über Außenstände und Verbindlichkeiten nicht an, auch hatte die Bank weder die Unrichtigkeit der Bilanzen in diesem speziellen Punkt gekannt noch hatte sie vorher zu erkennen gegeben, deren Richtigkeit sei ihr gleichgültig. Daher kann außer Betracht bleiben, ob solche Umstände Einfluß auf die Strafbarkeit nach § 265b Abs. 1 Nr. I Buchst. a StGB hätten. Vielmehr stand außer Zweifel, daß die Bilanzen, wie üblich, auch hier bei der Beurteilung des Kreditantrages eine Rolle spielen könnten und daß die Angaben über Außenstände und Verbindlichkeiten hiervon nicht ausgenommen waren. Davon ging, wie das Landgericht feststellt, auch der Angeklagte aus. Daß der Kreditsachbearbeiter der Bank die Bilanzen später als ungeeignet bewertete, ist ohne Belang.

Vieles spricht dafür, die vom Angeklagten vorgenommenen Verfälschungen als erheblich im Sinne von § 265b Abs. 1 Nr. I Buchst. a StGB zu bewerten. Dennoch sieht sich der Senat nicht in der Lage, diese – wesentlich dem Tatgericht obliegende – Entscheidung zu treffen und einen Schuldspruch zu fällen. Zwar lassen die im Urteil mitgeteilten Zahlen das Verhältnis der Unrichtigkeit bei Außenstän- FSxbghstx30x294 
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den und Verbindlichkeiten zu deren absolutem Betrag erkennen, doch fehlt eine Gesamtschau der Bilanz und damit eine Wertung des Ausmaßes und Gewichtes der Unrichtigkeiten. Beides ist für die Schuldfrage, aber auch – wenn es zum Schuldspruch kommt – für den Umfang der Schuld und damit für die Straffrage von Bedeutung. Da das Landgericht aus anderem Grund frei sprach, hatte es keinen Anlaß, hierzu erschöpfende Feststellungen zu treffen. Die neue Verhandlung wird Gelegenheit geben, das nachzuholen.
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Zum Tatbestand des Kreditbetruges

StGB § 265b 

Der Tatbestand des Kreditbetrugs ist nicht erfüllt, wenn der Betrieb/das Unternehmen erst gegründet werden soll; er/es muß vielmehr im Zeitpunkt der Antragstellung - abgesehen vom Fall, daß er/es vorgetäuscht wird - bereits bestehen.

BayObLG, Beschluß vom 15-02-1990 - RReg. 2 St 398/89 

Zum Sachverhalt:

Der Angekl. wollte Anfang 1988 eine Autovermietungsfirma sowie ein Video-Verleihgeschäft gründen. Hierzu benötigte er einen Kontokorrentkredit von 50000 DM. Diesen Kredit beantragte er Anfang Februar 1988 bei der H-Bank in S. Am 5. 2. 1988 traf er dort wegen der Besprechung von Einzelheiten mit dem Kreditsachbearbeiter der Bank, dem Zeugen F, zusammen. Dabei bot er als Sicherheit für den Kredit seinen Pkw mit einem Verkehrswert von 74000 DM netto an. Zum Nachweis seiner Einkünfte legte er Kopien einer Provisionsgarantievereinbarung der A-Versicherungsgruppe vom 6./10. 10. 1986 sowie eines Nachtrags Nr. 1 der C-Krankenversicherung vom 18. 5. 1987 vor. In der Vereinbarung mit der A war folgendes ausgeführt: „Vom 1. 10. 1986 bis 31. 12. 1989 garantieren die Gesellschaften dem Vertreter eine monatliche Provisionseinnahme in Höhe von DM 8000, zahlbar jeweils zum Schluß eines Monats." Im Nachtrag der C-Krankenversicherung war in Ziff. 1 folgendes bestimmt.

„Der Mitarbeiter erhält ab 1. 6. 1987 eine Garantiezahlung von monatlich DM 14000. Diese Garantie ist befristet bis 31. 12. 1990." 
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In Wirklichkeit waren diese beiden Vereinbarungen bis 31. 5. 1987 bzw. 31. 12. 1987 befristet gewesen. Der Angekl. hatte die Dokumente selbst hergestellt, indem er Teile der Originalverträge fotokopierte, dann einen neuen Text und neue Daten einsetzte und diese Schreiben nochmals fotokopierte. Er wollte monatliche Einkünfte nachweisen, die er tatsächlich gar nicht hatte, um den gewünschten Kredit zu erhalten. Zur Auszahlung des Kredits kam es nicht, weil der Zeuge F die Manipulation in den vorgelegten Schriftstücken erkannte. Das AG verurteilte den Angekl. wegen Kreditbetrugs in Tateinheit mit versuchtem Betrug zur Geldstrafe von 60 Tagessätzen. Das LG änderte dieses Urteil auf die Berufung des Angekl. dahin ab, daß er wegen eines Vergehens des Kreditbetrugs zur Geldstrafe von 50 Tagessätzen verurteilt wurde.

Mit der Revision rügte der Angekl. das Verfahren und die Verletzung des sachlichen Rechts. Das Rechtsmittel führte zur Aufhebung der angefochtenen Entscheidung und zum Freispruch des Angekl.

Aus den Gründen:

Die Feststellungen tragen die Verurteilung des Angekl. wegen Kreditbetrugs nach § 265b StGB nicht. Nach ihnen war Kreditnehmer der Angekl. persönlich. Die Vorschrift setzt aber voraus, daß der Betrieb/das Unternehmen bei der Stellung des Kreditantrags bereits besteht. Für die Anwendung genügt es nicht, daß ein Privatmann einen Kredit aufnimmt, mit dem er einen Betrieb/ein Unternehmen erst gründen will.

Der Kreditbetrug nach § 265b StGB ist ein abstraktes Gefährdungsdelikt im Vorfeld des Betruges (Lackner, StGB, 18. Aufl., § 265b Anm. 1 m. w. Nachw.). Durch diese Vorschrift wurde der Strafrechtsschutz gegenüber dem Betrug nach § 263 ausgedehnt, indem bereits die in unrichtigen oder unvollständigen Angaben bzw. in der Vorlage unrichtiger oder unvollständiger Unterlagen im Zusammenhang mit einem Kreditantrag liegende abstrakte Vermögensgefährdung unter Strafe gestellt wurde. Die Tat ist vollendet, sobald dem Kreditgeber gegenüber die Angaben gemacht sind bzw. ihm die Unterlagen vorliegen; das kommt im Gesetzeswortlaut deutlich zum Ausdruck (vgl. BGHSt 30, 285 (291) = NJW 1982, 775). Abzustellen ist mithin auf den Zeitpunkt der Antragstellung. Daß der Betrieb/das Unternehmen in diesem Zeitpunkt bereits bestehen muß - von der Tatbestandsalternative des Vortäuschens eines Betriebes/Unternehmens abgesehen -, ergibt sich hinreichend deutlich aus dem Gesetz selbst.

Die Formulierung „für einen Betrieb oder ein Unternehmen“ läßt insoweit eine eindeutige Auslegung allerdings nicht zu. Sie erfaßt sowohl den Fall, daß der Betrieb/das Unternehmen bei Antragstellung bereits besteht, als auch den, daß er/es zu diesem Zeitpunkt erst gegründet werden soll; denn auch in letzterem Fall kann der Kredit betrieblichen Zwecken dienen. Wenn auch im Hinblick auf die Strafbarkeit auf den Zeitpunkt des Antrags abzustellen ist, so kommt es für die Frage, ob es sich um einen Kredit „für einen Betrieb oder ein Unternehmen“ handelt, auf den Verwendungszweck der Kreditvaluta an. Diese kann auch dann für einen Betrieb/ein Unternehmen verwendet werden, wenn dieser/dieses bei Antragstellung noch nicht bestand. Denkbar ist etwa, daß die Gründung des Betriebs/Unternehmens von der Kreditzusage abhängig gemacht wird und nach der Zusage erfolgt, so daß die - in aller Regel erst nach der Kreditzusage ausgereichte - Valuta tatsächlich dem Betrieb zufließt. Es ist nichts ersichtlich, was dagegen sprechen sollte, etwa auch in einem solchen Fall von einem Kredit „für einen Betrieb ..." zu sprechen.

Dagegen spricht die in § 265b III Nr. 1 StGB getroffene Regelung für die hier vertretene Auffassung. Danach erfaßt der Tatbestand nicht alle Kreditanträge für betriebliche Zwecke. Voraussetzung ist vielmehr, daß es sich um einen Betrieb/ein Unternehmen handelt, der/das nach Art und Umfang einen in kaufmännischer Weise eingerichteten Geschäftsbetrieb erfordert. Ob diese tatbestandliche Voraussetzung erfüllt ist, beurteilt sich nach den tatsächlichen Verhältnissen des Betriebes/Unternehmens. Damit diese Beurteilung vorgenommen werden kann, muß der Betrieb/das Unternehmen bei Antragstellung grundsätzlich bestehen. Eine Ausnahme gilt nur im Falle der Vortäuschung eines Betriebes/Unternehmens. Nach Auffassung des Senats geht es nicht an, das Wort „erfordern“ in § 265b III Nr. 1 StGB dahin zu interpretieren, daß damit auch „erfordern werden" gemeint ist, was Voraussetzung wäre für die Erfassung von bei Antragstellung noch nicht bestehenden Betrieben/Unternehmen, deren Gründung aber beabsichtigt ist. Der Strafrechtsschutz ist durch § 265b StGB weit vorgelagert. Er würde noch weiter vorgelagert, wenn die Vorschrift nicht nur Kreditanträge für bestehende bzw. vorgetäuschte, sondern auch solche für erst zu gründende Betriebe/Unternehmen erfassen würde. Der Tatbestand enthält eine Reihe unbestimmter Rechtsbegriffe; er würde durch eine solche erweiternde Auslegung noch erheblich mehr an Kontur verlieren. Es bliebe unklar, woran die Beurteilung, ob der zu gründende Betrieb nach Art und Umfang einen in kaufmännischer Weise eingerichteten Geschäftsbetrieb erfordern wird, anknüpfen sollte. Als Anknüpfungspunkte kämen subjektive Gesichtspunkte in Betracht wie etwa die Vorstellungen des Antragstellers oder seine Angaben über den in Aussicht genommenen Umfang des Betriebes, andererseits objektive Kriterien, nämlich unter welchen tatsächlichen Voraussetzungen ein Betrieb einen in käufmännischer Weise eingerichteten Geschäftsbetrieb erfordert, wobei es stets auch darauf ankäme, wieweit die für die rechtliche Einordnung des zu gründenden Betriebs maßgeblichen Einzelheiten bereits festliegen. Der gesetzliche Tatbestand stellt auf unrichtige Angaben über die Kreditwürdigkeit ab, nicht dagegen auf Erklärungen des Täters über die für die rechtliche Einordnung des Betriebes/Unternehmens i. S. von § 265b III Nr. 1 StGB maßgeblichen Tatsachen.

Daß § 265b StGB grundsätzlich einen bestehenden Betrieb/ein bestehendes Unternehmen voraussetzt, ergibt sich auch daraus, daß durch die Formulierung „für einen Betrieb oder ein Unternehmen“ Kredite für private Zwecke aus dem Anwendungsbereich der Vorschrift ausgeschieden sind. Der Gesetzgeber sah keine Notwendigkeit, den Strafrechtsschutz auch auf falsche/unvollständige Angaben bei Anträgen bezüglich für private Zwecke bestimmter Kredite vorzuverlegen. Er ging davon aus, daß die finanziellen Verhältnisse eines privaten Kreditnehmers - im Gegensatz zu denen eines Betriebes/Unternehmens - für den Kreditgeber in der Regel leichter zu durchschauen und die Beweisschwierigkeiten im Hinblick auf eine Verfolgung wegen Betrugs nach § 263 StGB geringer seien (BT-Dr 7/5291, S. 15). Bei Betriebskrediten stellen in aller Regel den Betrieb betreffende Unterlagen die wesentliche Beurteilungsgrundlage bei der Entscheidung über einen Kreditantrag dar, wovon auch § 265b I Nrn. 1 und 2 StGB ausgeht. Hier aber ergeben sich oftmals erhebliche Zweifelsfragen, u. a. bei der Bewertung des Anlagevermögens, der Forderungen, der Vorräte, der Rückstellungen. Dagegen treten vergleichbare Schwierigkeiten bei einem Kredit für eine Privatperson ebensowenig auf wie bei einem Kredit, den ein Geschäftsmann für private Zwecke aufnimmt. Hier ist die Kreditwürdigkeit in der Regel verhältnismäßig leicht zu prüfen. Nichts anderes gilt aber für den Antrag eines Privatmannes, der mit dem Kredit einen Betrieb/ein Unternehmen erst gründen will.

Für die hier vertretene Auffassung spricht auch der Umstand, daß der Tatbestand des § 265b StGB auch dann eingreift, wenn ein Betrieb/Unternehmen zwar nicht besteht, aber vorgetäuscht wird. Dieser Erweiterung hätte es nicht bedurft, wenn der Tatbestand das Bestehen eines Betriebes/Unternehmens bei Antragstellung nicht grundsätzlich voraussetzen würde.

Die vom Senat vertretene Auffassung entspricht den Intentionen der am Gesetzgebungsverfahren beteiligten Gremien. Die Begründung der Bundesregierung zu dem von ihr eingebrachten Entwurf eines Ersten Gesetzes zur Bekämpfung der Wirtschaftskriminalität (BT-Dr 7/3441, Anl. 1) stellt klar, daß nur solche Kredite von der Vorschrift erfaßt werden, die an Betriebe oder Unternehmen gewährt werden (aaO, S. 30). Der Entwurf setzt voraus, daß der Kredit für einen bestehenden Betrieb oder ein bestehendes Unternehmen beantragt wird, jedenfalls wurde eine dahingehende Auslegung des Tatbestandes in Rechnung gestellt (aaO, S. 32). In der Stellungnahme des Bundesrates (aaO, Anl. 2, Nr. 7) kommt eine abweichende Auffassung nicht zum Ausdruck. Seine endgültige Fassung hat das Gesetz durch den Beschluß des Sonderausschusses für die Strafrechtsreform gefunden (BT-Dr 7/5291, S. 28/29). Eine Änderung des Anwendungsbereichs war damit nicht verbunden. Auch der Sonderausschuß war nämlich der Auffassung, daß § 265b StGB nur Kredite an vorhandene bzw. vorgetäuschte Betriebe oder Unternehmen erfassen soll (aaO, S. 15).

Im Schrifttum wird übereinstimmend die Meinung vertreten, § 265b StGB setze voraus, daß auch der Kreditnehmer ein Betrieb oder ein Unternehmen ist (Tiedemann, in: LK, 10. Aufl., § 265b Rdnrn. 16 und 23; Lenckner, in: Schönke-Schröder, StGB, 23. Aufl., § 265b Rdnrn. 1 und 5; Lackner, § 265b Anm. 2a; 
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Dreher-Tröndle, StGB, 44. Aufl., § 265b Rdnr. 4; Göhler-Wilts, Betr. 1976, 1657 f.; Berz, BB 1976, 1435 (1438)). Daß nach einer im Schrifttum verbreiteten Auffassung die Frage, ob es sich um einen Kredit „für einen Betrieb oder ein Unternehmen“ handelt, aufgrund wirtschaftlicher Betrachtungsweise zu beantworten ist (vgl. Lenckner, in: Schönke-Schröder, § 265b Rdnr. 5; Tiedemann, in: LK, § 265b Rdnrn. 20 ff.), steht dazu nicht in Widerspruch, deckt sich vielmehr mit der Auslegung durch den Senat. Wie die aaO angeführten Beispiele belegen, wird die Frage für solche Fälle gestellt und beantwortet, in denen ein Betrieb/Unternehmen tatsächlich besteht, aber fraglich ist, ob die Valuta für betriebliche oder private Zwecke Verwendung finden soll.

In der obergerichtlichen Rechtsprechung ist die hier zu entscheidende Frage - soweit ersichtlich - bisher noch nicht behandelt worden.

Das angefochtene Urteil sowie das Urteil des AG sind danach aufzuheben. Der Angekl. ist freizusprechen, da nach den keine Lücken aufweisenden Feststellungen des LG auch eine Verurteilung nach einer anderen Strafvorschrift nicht in Betracht kommt. Insbesondere ist der Tatbestand der Urkundenfälschung nicht erfüllt. Der Angekl. hat Fotokopien von Originalurkunden angefertigt, in erstere teilweise einen neuen Text eingefügt, sodann von den veränderten Fotokopien wiederum Fotokopien angefertigt und diese als solche vorgelegt. Zwar kann auch mit Hilfe einer fotografischen Reproduktion eine unechte Urkunde i. S. von § 267 I StGB hergestellt werden. Das ist aber nur dann der Fall, wenn die Reproduktion als eine angeblich vom Aussteller herrührende Urschrift hergestellt wird, den Anschein einer Originalurkunde erweckt und erwecken soll (BayObLGSt 1988, 30). So liegt es hier nicht. Da der Angekl. die Originalurkunden selbst nicht verfälscht hat, stellt die Vorlage der manipulierten Fotokopien auch keinen Gebrauch verfälschter Urkunden dar (vgl. BGHSt 24, 140 (142) = NJW 1971, 1812; BGH, NJW 1978, 2042 (2043)).

(Mitgeteilt von Richter am BayObLG G. Habersack, München)



Anm. d. Schriftltg.:

Vgl. auch BGH, NJW 1982, 775 m. Anm. Lampe, JR 1982, 430.
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